
 
 
 

Angaben zur eigenen Person 
Datenschutzerklärung 

 
Name, Vorname: 
 
 
Straße, PLZ, Ort: 
 
 
Geburtsdatum: 
 
 
Telefonnummer/Faxnummer: 
 
Mobiltelefon: 
 
Email:  
 
IBAN/BIC: 
 
 
Rechtsschutzversicherung (falls vorhanden) 

nebst Versicherungsscheinnummer: 
 
 
 
Wie wurden Sie auf uns aufmerksam? 
 
1) Persönliche Empfehlung  (   ) 
2) Gelbe Seiten     (   ) 
3) Zeitungsannoncen   (   ) 
4) Verbände, Versicherungen  (   ) 
5) Internet     (   ) 
 

 
 

 

 
 

 

Hinweise zum Mandatsverhältnis 

 
Das Verhältnis zwischen Anwalt und Mandant 

Eine vollständige Information und die offene Zusammenarbeit von Anwalt und Mandant sind für den Erfolg der Mandatsbearbeitung von 

entscheidender Bedeutung. Deshalb ist der sachbearbeitende Anwalt über alle wesentlichen Gesichtspunkte zu informieren und es sind 
ihm sämtliche relevanten Unterlagen zur Verfügung stellen. Dies gilt auch für Information und Unterlagen, die der Mandant ers t nach 

Mandatserteilung erhält oder findet. 

 

Um die Kommunikation zwischen Kanzlei und Mandanten sicherzustellen, wird der Mandant Änderungen seiner Telefon- bzw. Faxnummer, 
e-mail-Adresse und seiner Anschrift umgehend mitteilen. Ebenso wird der Mandant den Anwalt informieren, wenn er längere Zeit wegen 

Urlaubs oder aus anderen Gründen nicht erreichbar ist. 

 

Gebühren 
Die Gebühren und Honoraransprüche der Kanzlei nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) werden bereits mit der ersten Beratung 

sowie der Entgegennahme von Informationen ausgelöst. Das bedeutet, dass ihre Entstehung und die Höhe der Vergütung nicht davon 

abhängt, ob die Tätigkeit des Rechtsanwalts für den Mandanten erfolgreich ist oder nicht. Grundsätzlich schuldet der Anwalt keinen Erfolg, 
sondern lediglich die Erbringung einer Dienstleistung.  

 

Der sachbearbeitende Rechtsanwalt ist zur Erhebung der Klage und zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen nur dann 

verpflichtet, wenn er einen darauf gerichteten Auftrag erhalten und angenommen hat. Sofern sich der Mandant auf eine entsprechende 
Anfrage des Rechtsanwaltes nicht meldet, bleibt der Rechtsanwalt untätig. Der Mandant ist darüber informiert, dass er im Falle einer 



 
 
ausbleibenden Beauftragung zur Erhebung der Klage und zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen, mit erheblichen 

Rechtsnachteilen zu rechnen hat. 

 
Gesetzliche Gebühren 

Grundlage für das anwaltliche Honorar ist das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG). Es unterscheidet grundsätzlich zwischen Wert- und 

Betragsrahmengebühren. Gebühren nach dem Gegenstandswert fallen meist für gerichtliche Tätigkeiten in Zivil-, Verwaltungs- und 
Arbeitsrechtssachen an, Rahmengebühren dagegen in straf- und sozialrechtlichen Angelegenheiten. 

 

Wertgebühren richten sich nach einer gesetzlichen Gebührentabelle, abhängig vom sog. Gegenstandswert, also dem objektiven Geldwert 

oder wirtschaftlichen Interesse des Mandanten, etwa der Höhe der geltend zu machenden oder abzuwehrenden Forderung. Der 
Gebührensatz und die gewählte Rahmengebühr richten sich nach Art, Umfang, Zeitaufwand, Komplexität und Schwierigkeit der 

Angelegenheit.  

 
Gemäß § 9 RVG ist die Kanzlei berechtigt, für die entstandenen und voraussichtlich noch entstehenden Gebühren und Auslagen einen 

angemessenen Vorschuss zu fordern. Wird eine erteilte Vorschussrechnung nicht ausgeglichen, ist der Rechtsanwalt berechtigt, nach 

vorheriger Androhung weitere Leistungen abzulehnen und das Mandat notfalls mit sofortiger Wirkung zu kündigen. 

 
Honorarvereinbarungen 

Nach dem RVG sind Rechtsanwälte gehalten, für ihre außergerichtliche Tätigkeit individuelle Gebührenvereinbarungen mit dem Mandanten 

zu treffen. Unser durchschnittlicher Stundensatz beträgt 200,-€ zzgl. USt.  

 
Bei der Abrechnung halten wir stets Maß und sind bemüht, eine dem Einzelfall angemessene und sachgerechte 

Pauschalvergütungsvereinbarung mit unseren Mandanten zu schließen bzw. Rücksicht auf deren finanziellen Möglichkeiten zu nehmen.  

 
Rechtsschutzversicherung 

Schon im eigenen Interesse sollte der Mandant seine etwaigen Rechtsschutzversicherungsdaten frühzeitig mitteilen. Wir übernehmen 

sodann die Deckungsschutzanfrage bei bzw. im Falle der Kostenzusage jegliche weitere Korrespondenz mit dem Rechtsschutzversicherer 

bis hin zur Abrechnung des Mandates.  
 

Die Erstattungsfähigkeit der Gebühren richtet sich nach dem zwischen dem Mandanten und seinem Rechtsschutzversicherer geschlossenen 

Versicherungsvertrag. So werden von den Rechtschutzversicherungen z.B. unter bestimmten Umständen keine Fahrtkosten und 
Abwesenheitsgelder für Dienstreisen des Rechtsanwalts (z.B. zu einem auswärtigen Gericht oder zu Ortsterminen) übernommen oder 

lediglich die Kosten für drei Zwangsvollstreckungsversuche erstattet. 

 

Mandanten mit geringem Einkommen 
Der Mandant ist bereits bei Beauftragung des Rechtsanwaltes verpflichtet, diesen zu informieren, sofern er wegen eines geringen 

Einkommens und Vermögens nicht in der Lage ist, die voraussichtlich entstehenden Anwaltsgebühren selbst zu tragen. Wir prüfen gerne, 

ob dem Mandanten ggf. Beratungs- oder Prozesskostenhilfe zustehen.  
 

Stellt der Mandant im Falle beabsichtigter Klageerhebung oder im Falle der Rechtsverteidigung im Wege der Prozesskostenhilfe das 

Formular „Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse“ nicht rechtzeitig vor Abschluss der Instanz zur Verfügung, 

ist der Mandant verpflichtet, die Anwaltsgebühren selbst zu tragen. 
 

Die Prozesskostenhilfe deckt, abhängig vom einzusetzenden Einkommen, voll oder teilweise den eigenen Anteil an den Gerichtskosten und 

die Kosten des eigenen Anwalts. Wichtig: Wer den Prozess verliert, muss aber in jedem Fall die Kosten des Gegners zahlen, auch wenn 
ihm zuvor Prozesskostenhilfe bewilligt wurde. Einzige Ausnahme sind Arbeitsrechtsprozesse erster Instanz. Hier trägt jede Partei immer 

ihre eigenen Anwaltskosten selber. 

 

Für die anwaltliche Vertretung im Verfahren über die PKH entstehen Kosten, die vom Mandanten zu zahlen sind, wenn dem Antrag auf 
PKH nicht entsprochen wird. Das betrifft auch bereits entstandene oder entstehende Gerichtskosten. 

 

Arbeitsrechtliche Mandate 

In 1. Instanz besteht in Arbeitsgerichtssachen kein Kostenerstattungsanspruch, selbst wenn der Mandant voll obsiegt. 

 
Fristgebundene Angelegenheit 

Bitte beachten Sie, dass per- e-mail übersandte Unterlagen nicht auf Fristen überprüft werden. Die Notierung von Fristen und ihre Kontrolle 
findet nur nach persönlicher Kontaktaufnahme zum/zur Sachbearbeiter/in statt. Ohne ausdrückliche Weisung im Rahmen eines solchen 

persönlichen Gesprächs werden daher u.a. auch keine fristwahrenden Rechtsbehelfe eingelegt. 

 
_______________________________________________________________________ 
 

Hinweise zur Datenverarbeitung 
Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung 
durch: 

Verantwortlicher: DSKF Rechtsanwälte (im Folgenden: DSKF), 

Grünstraße 5 - 7, 42551 Velbert 

kontakt@dskf-kanzlei.de 
Telefon: +49 (0)2051-8004444 

Fax: +49 (0) )2051-8004499 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte von DSKF ist unter der o.g. Anschrift, zu Hd. RA Markus Schroeder, beziehungsweise unter 
schroeder@dskf-kanzlei.de erreichbar. 

 

Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und deren Verwendung 

mailto:schroeder@dskf-kanzlei.de


 
 
Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende Informationen: 

• Anrede, Vorname, Nachname, 

• eine gültige E-Mail-Adresse, 

• Anschrift, 

• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk) 
• Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen des Mandats notwendig sind Die 

Erhebung dieser Daten erfolgt, 

• um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können; 

• um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können; 

• zur Korrespondenz mit Ihnen; 

• zur Rechnungsstellung; 

• zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der Geltendmachung etwaiger Ansprüche gegen Sie. 
Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO zu den genannten Zwecken für die 

angemessene Bearbeitung des Mandats und für die beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mandatsvertrag erforderlich. 

Die für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht 
für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem das Mandat beendet wurde,) gespeichert und danach gelöscht, es sei denn, 

dass wir nach Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten 

(aus HGB, StGB oder AO) zu einer längeren Speicherung verpflichtet sind oder Sie in eine darüberhinausgehende Speicherung nach Art. 

6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt haben. 
 

Weitergabe von Daten an Dritte 

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden aufgeführten Zwecken findet nicht statt. 
Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen mit Ihnen erforderlich ist, werden Ihre 

personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehört insbesondere die Weitergabe an Verfahrensgegner und deren Vertreter 

(insbesondere deren Rechtsanwälte) sowie Gerichte und andere öffentliche Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur 

Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte. Die weitergegebenen Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den genannten 
Zwecken verwendet werden. 

Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten handelt, die dem Anwaltsgeheimnis unterliegen, erfolgt eine Weitergabe 

an Dritte nur in Absprache mit Ihnen. 

 
Betroffenenrechte 

Sie haben das Recht: 

• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies hat zur Folge, dass 

wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht mehr fortführen dürfen; 
• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere können 

Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, 

gegenüber denen Ihre Daten offengelegt wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf 

Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die 
Herkunft ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer automatisierten 

Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informationen zu deren Einzelheiten verlangen; 

• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns gespeicherten 

personenbezogenen Daten zu verlangen; 
• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die 

Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information, zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 

Rechtsansprüchen erforderlich ist; 

• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit 
der Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmäßig ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten 

nicht mehr benötigen, Sie jedoch diese zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen 

oder Sie gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben; 

• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesebaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen anderen Verantwortlichen zu verlangen und 

• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel können Sie sich hierfür an die 

Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden. 

 
Widerspruchsrecht 

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f DSGVO verarbeitet 

werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, 
soweit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben. 

Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an: kontakt@dskf-kanzlei.de 

 
 

 
Zur Kenntnis genommen: 
 
Velbert, den …………………….. 
 
 
__________________ 

Unterschrift Mandant/in 
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